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Pränumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus u 
2 vierteljährig 


aus und für die öſterr. Kronländer janımt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
1 fl. Für das Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthpolle Beilage werden dem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben. und beträgt 
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erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder ohne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes gewünſcht wird. 


Inſerate werden billigſt berechnet: — Beilagengebühr nach vorberiger Vereinbarung. — 


Recramationen, wenn un ve fi:gelt, find portofrei, können jedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 
Nummer Berückſichtigung fin -en. 


nhalt. 


Gewerbliche Hilf3cafjen und Arbeiterverſicherung. 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Die Beſorgung des Geſchäftes eines ſogenannten Steuereintreibers fällt unter die 
nach § 51 der tiroliſchen Gemeinde⸗Ordnung den Gemeindemitgliedern auſ⸗ 
zuerlegenden Geſchäfte. 

Die Löſchung der Anmerkung einer Disciplinarſtrafe aus der Qualificationstabelle 
iſt kein Gegenſtand der Beſchlußfaſſung der Disciplinarcommiſſion, ſondern 
lediglich Sache der zur Führung der Qualificationstabelle berufenen Behörde. 

Die Behörde iſt zur Löſchung der Anmerkung vor Ablauf des dreijährigen 
Termines nicht ermächtigt. 

Der Beſchluß des Ausſchuſſes einer Bruderlade (8 210 Berggeſetz), die ſchon 
gewährten Penſionsanſprüche herabzuſetzen, iſt für Denjenigen, dem ein ſolcher 
gewährt iſt, ohne deſſen Zuſtimmunz nicht maßgebend. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Gewerbliche Hilfscaſſen und Arbeiterverſicherung. 


Der von der deutſchen Reichsregierung ausgearbeitete Geſetzent— 
wurf „betreffend die Verſicherung der in Bergwerken, Fabriken und anderen 
Betrieben beſchäftigten Arbeiter gegen die Folgen der beim Betriebe ſich 
ergebenden Unglücksfälle“ ſoll nach den Ausführungen des deutſchen Reichs— 
kanzlers nur den Anfang einer umfaſſenden ſocialpolitiſchen Geſetzgebung 


bilden, welche in Ausſicht nimmt, ſchrittweiſe auch die Invaliden⸗, Witwen⸗ 
und Waiſenverſorgung nach den Principien des Verſicherungsweſens und 
ſocialpolitiſchen Fortſchritt verzichten müſſen, welcher die Einführung 
Der tiefe Gedanke, der dieſem Reformplane zu Grunde liegt, iſt 


unter Anwendung des ſtaatlichen Verſicherungszwanges zu ordnen. 


keines wegs neu. Die wiſſenſchaftliche Literatur war von verſchiedenen 


Ausgangspunkten ausgehend ſchon früher zu der Einſicht gelangt, daß 
in dem Inſtitute der Verſicherung der Keim zu einer künftigen frucht⸗ 


baren Entfaltung liege. Zu dieſem Reſultate führte eine ſorgfältigere 
Betrachtung der bisherigen Entwicklung des Verſicherungsweſens in allen 
civiliſirten Ländern in der Form von auf Gewinn berechneten Umier- 
nehmungen, Gegenſeitigkeitsanſtalten oder Genoſſenſchaften, welche mit 


dem Verſicherungszwecke andere erzieheriſche und wirthſchaftliche Ziele 


verbinden (Gewerkvereine); zu dieſem Reſultate führte aber auch eine 


mehr deductive Behandlung, welche es unternahm, das Inſtitut auf 
ſeine Principien zurückzuführen und daraus die Function abzuleiten, 


welche es im Wirthſchaftsleben zu erfüllen beſtimmt iſt. Immerhin iſt 
die große Frage auch für unſer Vaterland eine dringendere geworden 
durch den Umſtand, daß das deutſche Reich ſeine Arbeiter und Armee— 
geſetzgebung nun thatſächlich auf dieſer Grundlage zu ordnen willens 
iſt, daß wir bald nicht mehr vor einem bloßen Projecte ſtehen werden, 
ſondern vor emem für einen beſtimmten Verſicherungszwang bereits 
realiſirten Verſuche, welcher in dem deutſchen Nachbarlande die that⸗ 


ſächlichen ſocialen und wirthſchaftlichen Verhältniſſe beſſern und die 


Anſchauungen über Recht und Pflicht des Staates, ſich der arbeitenden 
Claſſen anzunehmen, in einer den Arbeitern günſtigeren Weiſe geſtalten 
wird. Ethiſche und wirthſchaftliche Gründe werden uns mit innerer 
Nothwendigkeit dazu führen, die gleiche Frage in Angriff zu nehmen 
und ſie den heimatlichen Verhältniſſen entſprechend zu löſen. 

Noch hatten wir keinen Grund, bei den geſetzgebenden Factoren 
Oeſterreichs ein geringeres Verſtändniß für die ſocialpolitiſchen Aufgaben 
unſerer Zeit, eine geringere Opferwilligkeit bei Fragen vorauszuſetzen, 
wo es ſich darum handelt, auf dem Wege der beſonnenen Reform das 
Los unſerer Mitbürger zu verbeſſern und den traurigen Claſſengegen— 
ſatz zwiſchen den Beſitzenden und Nichtbeſitzenden zu mildern. Für eine 
diesbezügliche Initiative der Regierung wird aber ſicherlich neben dem 


ethiſchen Geſichtspunkt der ſtaatspolitiſche maßgebend ſein, daß dieſe 
Fürſorge — wie die Motive des deutſchen Entwurfs mit Recht hervor— 


heben — eine Aufgabe ſtaatserhaltender Politik iſt, „welche das Ziel 
zu verfolgen hat, auch in den beſitzloſen Claſſen der Bevölkerung, welche 
zugleich die zahlreichſten und am wenigſten unterrichteten find, die An- 


ſchauungen zu pflegen, daß der Staat nicht blos eine nothwendige, 


ſondern auch eine wohlthätige Einrichtung ſei.“ 

Zu erwägen kommt noch überdies der vielfach ſehr intime wirth— 
ſchaftliche Verkehr zwiſchen Oeſterreich und Deutſchland, inshefondere der 
Umſtand, daß durch die Zwangsverſicherung eine Vertheuerung einzelner 
Waarenpreiſe eintreten wird. Würde unſere Induſtrie dieſe Gelegenheit 
dazu benützen, um ihren Export nach Deutſchland zu vergrößern, ſo 
wäre eine Erhöhung der deutſchen Zölle „zum Schutze der heimiſchen 
Arbeit“ ſicher zu erwarten. Unſere Induſtrie hat alſo kaum einen Gewinn 
zu erwarten und der Staat würde ohne jeden Gegenvortheil auf den 


einer gleichen oder ähnlichen Maßregel bedeutet. 

Während es demnach im Allgemeinen ſeſtſteht, daß Oeſterreich 
in der Geſetzgebung zu Gunſten der arbeitenden Claſſen hinter Deutſch⸗ 
land nicht zurückbleiben darſ, ergeben ſich im Einzelnen bei der Frage 
der Ausführung die größten Schwierigkeiten. Der deutſche Unfallsver⸗ 
ſicherungsentwurf gibt ſich zwar als der Anfang einer großen Reform 
der Arbeiter- und Armenverſicherung zu erkennen, aber er hat ſich, 
neben aller Selbſtſtändigkeit des zu Grunde liegenden Princips, zugleich 
auch organiſch aus den früheren Geſetzgebungen herausentwickelt und 
iſt nur im Zuſammenhange mit den früheren Geſetzen, mit den Män⸗ 
geln des Haftpflichtgeſetzes vom 7. Juni 1871 zu verſtehen. 

Der Hauptfehler des Haftpflichtgeſetzes beſtand darin, daß dem 
verunglückten Arbeiter die Beweislaſt aufgebürdet war. Er mußte die 
Schuld eines Bedienſteten des Gewerbeherrn an dem geſchehenen Unfalle 
beweiſen. Das Reſultat dieſer proceſſualen Beſtimmung war, daß, trotz 
einer den Arbeitern günſtigen Judicatur, 60 — 80 pCt. der verunglückten 
Fabriksarbeiter mit ihren Erſatzanſprüchen gerichtlich abgewieſen wurden. 
Dazu kam noch, daß die proceſſuale Gegnerſchaft häufig Verbitterung 
zwiſchen Arbeiter und Unternehmer hervorrief und fo den Claſſengegen⸗ 


ſatz zwiſchen beiden noch acuter zu geftalten drohte. Andererſeits hielten 


ſich die Unternehmer durch die Haftpflicht ungebührlich belaſtet und 


ſetzten alle Hebel in Bewegung, eine Ausdehnung oder Verſchärfung 
derſelben zu verhindern. Der Entwurf wollte es nun vermeiden, die 
Haftpflicht der Unternehmer zu verſchärfen, weil er dadurch eine Schä— 
digung der Induſtrie befürchtete. Er ſetzt an die Stelle einer indivi⸗ 
duellen Haftung des Arbeitsgebers eine ſtaatlich organiſirte Verſicherungs— 
anſtalt, welche ihre Fürſorge auch auf den Caſus erftredt und den 
Verſicherungszwang einführt. Die Prämien werden je nach dem jähr— 
lichen Arbeitsverdienſte entweder zu zwei Drittel vom Gewerbeherrn 


und zu ein Drittel vom Landesarmenverbande oder bei einem Jahres- 
lohne von über 750 Mark zur Hälfte vom Arbeitgeber und zur Hälfte 


vom Verſicherten aufgebracht. — Aus dieſen Beſtimmungen des Ent— 
wurfes iſt der innere Zuſammenhang desſelben mit dem früheren Haft— 


66 


pflichtgeſetz erſichtlich. Andererſeits dient er gleichzeitig dem Steuer- 


reformplane des Reichskanzlers, welcher eine Entlaſtung der Communen 


dadurch erſtrebt, daß der Staat Functionen derſelben übernimmt. Zu- 


gleich wird einem der Hauptprincipien der Verſicherung, wonach eine 


möglichſt große Zahl verſicherter Fälle die Sicherheit der Vorausberech- \ ® \ Rus 
3 3 5 15 Benützung 10 beſteht, per turnum den im Viertel anſäßigen Hofbeſitzern vom Gemeinde— 


nung erhöht, in großartigem Maßſtabe genügt. 
bereits vorhandenen Beamtenperſonales verbürgt 
niß an Verwaltungskoſten. 

Dieſe großen Vortheile des Reformplanes und die Rückhaltloſig— 
keit, mit welcher in den Regierungsmotiven für die Sache der „beſitz— 
loſen Mehrheit“ eingetreten wird, haben ſofort jene wiſſenſchaftlichen 


das möglichſte Erſpar— 


und politiſchen Kreiſe für die Reform gewonnen, welche einer focial- | 


politiſchen Geſetzgebung auf ſtaatlich-bureaukratiſcher Grundlage anſtre— 
ben, während eine andere nicht minder einflußreiche wiſſenſchaftliche 
Richtung und politiſche Partei zwar das Ziel und die Motive des 
Entwurſes freudigſt begrüßt, aber die Schattenſeite des Entwurfes, welche 
ihr in der ausſchließlich bureaukratiſchen Organiſation zu liegen ſchemt, 
gerne vermeiden möchte. Dieſe letztgenannte Richtung legt einen großen 
Werth auf die geiſtige und ſittliche Erziehung, die der Arbeiter durch 


die Schule der Selbſtverwaltung erhält. Sie perhorrescirt zwar nicht 


den Verſicherungszwang, wünſcht aber, daß die zahlreichen in Deutſch— 


land bereits beſtehenden Genoſfenſchaften bei der Organiſirung des Ver- 


ſicherungsweſens zur Mitverwaltung herangezogen werden. 
Eine dritte Richtung, welche principiell im Namen der wirth— 
ſchaftlichen Freiheit auch auf dieſem Gebiete jedes Eingreifen des 


Staates, daher insbeſondere den Verſicherungszwang verwirft, aber auch 


ſicherungsgeſetz nach deutſchem Muſter würde aber jedenfalls ſtrengere 
und detaillirtere Beſtimmungen, betreffend Schutzvorrichtungen in gewerb— 
lichen Betrieben ꝛc. und betreffend Einführung von Fabriksinſpectoren 
vorausſetzen als diejenigen, welche von der Regierung im Entwurfe 
vom 17. December 1880 vorgelegt wurden. Anderenfalls würde die 
Abwälzung der Haftung des Gewerbsinhabers auf die Verſicherungs— 
anſtalt eine nachläſſige Befolgung der Beſtimmungen über Schutzmaß— 
regeln herbeiführen. 


(Schluß folgt.) 


Mittheilungen aus der Braris. 


Die Beſorgung des Geſchäftes eines ſogenannten Steuereintreibers 
fällt unter die nach § 51 der tiroliſchen Gemeinde-Ordnung den 
| Gemeindemitgliedern aufzuerlegenden Geſchäfte. 


In der Gemeinde J. beſteht die uralte Uebung, daß das Amt 
eines Steuereintreibers für jedes Viertel, aus welchen die Gemeinde 


ausſchuſſe übertragen wird. Joſef L. hat ſeinen Hof in der Fraction K., 


welche ſeit 1866 zur Gemeinde J. und zwar zum Viertel G. gehört. 
Im Jahre 1880 beſtimmte der Gemeindeausſchuß von J. den 


wohlhabenden Hofbeſitzer Joſef L. als Steuereintreiber für das Viertel 
G., weil ihn der Turnus traf. Als derſelbe die Annahme dieſer Stelle 
verweigerte, verwies der Landesausſchuß, an welchen ſich die Gemeinde 
gewendet hatte, letztere im Sinne des § 51, reſp. 19 der tiroliſchen 
Gemeinde-Ordnung an die politiſche Behörde. Als Ablehnungsgründe 
wurden von Joſef L. vorgebracht: der § 19 betreffe nur Ausſchußwahlen; 
vom Steuerzahler könne man nicht auch noch einen ſolchen unentgelt— 
lichen Dienſt verlaugen; er wohne auch weit entfernt. 

Der Bezirkshauptmann in Bozen verfällte am 20 Mai 1880, 
3. 6199, den J. L. nach § 19 Gemeinde-Ordnung wegen beharrlicher 
und geſetzlich nicht begründeter Weigerung der Annahme des Geſchäftes 
als Steuereintreiber pro 1880 über Einſchritten der Gemeinde in eine 
Geldſtrafe von 50 fl. mit dem Beiſatze, daß auf Koſten des L. ein 
anderer Steuereintreiber beſtellt werde, wenn L. nicht binnen drei Tagen 


das Geſchäft übernehme und vollende. Ein allfälliger Recurs habe keine 


einer jeden Ausdehnung der Haftpflicht Widerſtand leiſtet, kann kaum 
den Anſpruch erheben, ein richtiges Verſtändniß unſerer ſocialen Ver- 


hältniſſe zu beſitzen. — Die erſtgenannten beiden Richtungen weiſen 
aber in der That auf eine Frage hin, die auch Oeſterreich ſich zu ſtellen 
haben wird. 

Die öſterreichiſche Regierungsvorlage, betreffend Abänderung und 
Ergänzung der Gewerbe-Ordnung Tit. III „gewerbliche Hilfscaſſen“, will 
den Caſſenzwang bei der Krankenverſicherung jür gewerbliche Hilfs— 
arbeiter durchführen, die Verſicherung aber nicht in öffentliche Verwal— 
tung übernehmen, ſondern dieſelbe privaten regiſtrirten Caſſen überlaſſen, 
welche der Genehmigung bedürfen. Die Invaliden-, Witwen- und Waifen- 
verſorgung ſoll nur fakultativ fein aber doch geſetzlich begünſtigt werden. 
Der öſterreichiſche Entwurf ſpricht von keiner Unfallverſicherung. Die 
Regierung hat erſt in den Entwurf „betreffend die Einführung einer 
Gewerbe-Ordnung“, welcher am 17. December 1880 dem Abgeord— 
netenhauſe vorgelegt wurde, Beſtimmungen auſgenommen, die dem 
dentſchen Haftpflichtgeſetze vom 7. Juni 1871 entſprechen. 

Daraus erhellt, wie weit unſere Geſetzgebung 
über der deutſchen im Rückſtande befindet. Es entſteht für ſie die 
Aufgabe, das Verſäumte nachzuholen und dabei die Erfahrungen des 
deutſchen Reiches für ſich nutzbar zu machen. Nicht um eine Copirung 
der deutſchen Maßregeln wird es ſich handeln, ſondern um eine indivi— 
dualiſirende, den ſpeciell in Oeſterreich herrſchenden realen Verhältniſſen 
entſprechende wohl vorbereitete Geſetzgebung. Es gilt ferner, zu der oben 
berührten principiellen Frage Stellung zu nehmen, zu entſcheiden, ob 
die Organiſation der Verſicherung vom Staate ausſchließlich in die 
Hand genommen werden ſoll, oder die beſtehenden Genoſſenſchaften 
zur Mitverwaltung beigezogen werden ſollen. Der oben genannte Geſetz— 
entwurf läßt vermuthen, daß die Regierung ſich bisher wenigſtens dem 
zweiter Principe geneigter zeigte Mitentſcheidend wird hiebei der gegen- 
wärtige Zuſtand des Hilfscaſſenweſens fein müſſen. Ein Unfallsver⸗ 


ſich gegen⸗ 


aufſchiebende Wirkung bezüglich der Steuereinhebung. 

Die Statthalterei in Innsbruck beſtätigte mit Erlaß vom 3. Juli 
1880, 3. 11.102, die Eutſcheidung der erſten Inſtanz im Punkte der 
Strafe, behob jedoch den Beiſatz wegen Aberkennung der aufſchiebenden 

Wirkung eines eventuellen Recurſes, weik dieſer Beiſatz im Geſetze nicht 
begründet ſei. 

Das k. k. Miniſterium des Innern fand mit der Entſcheidung vom 
18. October 1880, 3. 15.641, den Miniſterialrecurs des Joſef L. 
als unbegründet zurückzuweiſen und dem im Gnadeuwege geſtellten An— 
ſuchen des Genannten wegen Abganges rückſichtswürdiger Gründe keine 
Folge zu geben. M. 


| Die Löfchung der Anmerkung einer Disciplinarftrafe aus der 
Qualificationstabelle ift kein Gegenſtand der Beſchlußfaſſung 
der Disciplinarcommiſſion, ſondern lediglich Sache der zur Füh⸗ 
ö rung der Qualificationstabelle berufenen Behörde. 

Die Behörde iſt zur Löſchung der Anmerkung vor Ablauf des 

dreijährigen Termines nicht ermächtigt. 

Das k. k. Miniſterium des Innern hat dato. 20. October 1880, 
3. 11.454, nachſtehende Entſcheidung gefällt: 

„Dem Gnadengeſuche des Alois N., daß ihm die Löſchung der 
in ſeiner Qualificationstabelle eingetragenen Anmerkung der gegen ihn 
mit dem Erkenntniſſe vom 11. November 1878 verhängten Disciplinar⸗ 
ſtrafe des ſchriftlichen Verweiſes noch vor Ablauf des dreijährigen Ter- 
mines bewilligt werde, kann keine Folge gegeben werden, weil nach dem 
Wortlaute des § 13 der kaiſ. Verordnung vom 10. März 1860, 
R. G. Bl. Nr. 64, die Behörde, welche zur Führung der Qualifi- 
cationstabelle berufen iſt, nur nach tadelloſer dreijähriger Aufführung 
zur Löſchung einer ſolchen Anmerkung ermächtigt iſt, zur Erwirkung 
eines a. h. Gnadenactes zu Gunſten des Alois N. aber keine genügen- 
den Anhalispunkte vorhanden ſind. 

Hievon wird die k. k. Statthalterei zur weiteren Veranlaſſung 
mit dem Beifügen in die Kenntniß geſetzt, daß das vorliegende Gnaden- 
geſuch einen Gegenſtand der Beſchlußfaſſung der bei dieſer Statthalterei 


beftehenden Disciplinarcommiſſion nicht zu bilden hatte, weil ſowohl die 
Anmerkung einer Disciplinarſtrafe in der Qualificationstabelle, welche 
allerdings die geſetzliche Folge einer Diseiplinarverurtheilung iſt, als 
auch die Löſchung dieſer Anmerkung unter den für dieſelbe im Geſetze 
begründeten Vorausſetzungen lediglich Sache jener Behörde ſein kann, 
welche zur Führung der Qualificationstabelle über den von der Disci— 
plinarſtrafe Betroffenen berufen iſt.“ 1, 


Der Beſchluß des Ausfchuffes einer Bruderlade ($ 210 Berg⸗ 

geſetz), die ſchon gewährten Penſionsanſprüche herabzuſetzen, iſt 

für Denjenigen, dem ein ſolcher gewährt iſt, ohne deſſen Zu: 
ſtimmung nicht maßgebend. 


A. wurde nach einer bei der Eiſeninduſtrie-Geſellſchaft X. auf dem 


Eiſenwerke B. als Pudler zurückgelegten langjährigen Dienſtzeit durch 


Bruderladenbeſchluß zufolge des Zeugniſſes vom 2. April 1875 mit 
einem Jahresbetrage von 259 fl. 68 kr. penſionirt. Am 20 Mai 1878 
wurde der Bruderladenbeſchluß gefaßt, die ſchon gewährten und die noch 
zu bemeſſenden Peuſionen in den Jahren 1878 und 1879 herabzuſetzen, 
und wurde demzufolge dem A. für die Zeit vom 1. Juli 1878 bis 
letzten Juni 1879 nur ein Betrag von 155 fl. 80 kr. ausgezahlt. A. 
klagte die Bruderlade B. auf Zahlung der von ſeiner Penſion abgezogenen 
40 pCt. im Betrage von 103 fl. 88 kr. 


Das dem Klagebegehren ſtattgebende Urtheil wurde über die 


Appellation der Geklagten vom Obergerichte abgeändert und das Klage— 
begehren abgewieſen. Gründe: Die Bruderlade hat am 20. Mai 1878 
den Beſchluß gefaßt, den $ 11 der Statuten in der Weiſe abzuändern, 
daß die ſchon gewährten und die erſt zu bemeſſenden Penſionen in den 


dieſer Beſchluß von der Bergbehörde genehmigt; dieſer Beſchluß iſt auch 
für den Kläger bindend, „dern die bei einem Bergwerke beſtehende 
Bruderlade iſt eine zur Unterſtützung hilfsbedürftiger Bergarbeiter, ſo— 
wie deren Witwen und Waiſen beſtimmte Verſorgungsanſtalt. Die zu 
dem Unterſtützungszwecke erforderlichen Geldmittel werden nebſt dem Zu⸗ 
fluſſe von Strafgeldern durch Beiträge der Mitglieder beſchafft und wird 


das hiedurch gebildete Vermögen der Bruderlade durch einen von dem 
Arbeiterperſonale gewählten Knappſchaftsausſchuß nach dem von der 


Bergwerksdirection unter Mitwirkung des gewählten Ausſchuſſes feſt— 
geſetzten und von der Bergbehörde genehmigten Statuten verwaltet, 
beziehungsweiſe zur Austheilung der von dem Ausſchuſſe ſtatutengemäß 
beſtimmten Unterftügungen verwendet. Die Bruderlade iſt ſomit ihrer 
rechtlichen Natur nach ein zwar durch § 210 des Berggeſetzes vom 
23. Mai 1854, R. G. Bl. Nr 146, gebotenes, 
autonomes Organ, das je nach den Zeitverhältniſſen ſeine Statuten mit 
Genehmigung der die Aufſicht führenden Bergbehörde abändern kann, 
und da der gewählte Ausſchuß die Geſammtheit des Bergwerkarbeiter— 
perſonales repräſentirt, jo find die Beſchlüſſe des Ausſchuſſes gleich den 
Beſchlüſſen der Generalverſammlung einer Genoſſenſchaft oder eines 
Vereines für alle Mitglieder der Bruderlade bindend. Dieſes Recht zur 
Abänderung der Statuten muß der Bruderladeverwaltung zuerkannt 
werden, wenn überhaupt ein Vereinsleben möglich ſein ſoll, 
Maß der ſtatutenmäßigen Penſionen und Unterftützungen durch die 


Menge der Bergwerksarbeiter und die Höhe ihrer das Einkommen der 


Bruderlade bildenden Beiträge bedingt iſt, bei Eintritt von Calamitäten 
treffend die Zuweiſung der Gemeinden Kalniköw, Malnöw und Malknowka vel 


daher, wo der Betrieb der Eiſenwerke ins Stocken geräth und theil- 
weiſe, wie dies bei dem Werke B. der Fall war, ganz eingeſtellt oder 
doch im Anfange eingeſchränkt wird, wegen Schmälerung des Ein- 
kommens die Herabſetzung der Unterſtützungen unerläßlich wird. Das der 
Bruderlade kraft ihrer Genoſſenſchafts- oder Vereinsnatur zuſtehende 
Recht zur Abänderung der Statuten, reſpective zur Herabſetzung der 
auf dem Grunde der Wechſelſeitigkeit beruhenden Penſionen und Unter- 
ſtützungen iſt auch in dem § 33 der Statuten ausdrücklich gewahrt. 
Unrichtig iſt die Behauptung des Klägers, daß ihn die Abänderung der 


Penſionirung eines Bruderlademitgliedes iſt im § 4 der Statuten 
unter den Fällen, die den Verluſt der Mitgliedſchaft mit ſich führen, 
nicht angeführt; der Penſioniſt der Bruderlade bleibt fortan Mitglied 
derſelben, zumal er eine Penſionirung aus der Bruderlade gar nicht 
beziehen dürfte, wenn er nicht Mitglied wäre ($ 10 der Statuten). 
Unſtatthaft iſt die Hinweiſung auf § 5 a. b. G. B; Statuten find 
keine Geſetze. Das Rechtsverhältniß des Klägers zur Bruderlade beruht 


aber vollſtändig 


weil das 
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nicht auf einem zwiſchen der Bruderlade und einem fremden Dritten 
geſchloſſenen Vertrag, ſondern auf der Mitgliedſchaft des Klägers bei 
der Bruderlade; es kann daher von einem früher erworbenen Rechte 
des Klägers keine Rede ſein; der Beſchluß der Bruderlade betreffs 
§ 33 der Statuten iſt vielmehr als von der Geſammtheit der Bruder— 
lademitglieder und ſomit als auch vom Kläger gefaßt anzuſehen.“ 

Der k. k. oberſte Gerichtshof beſtätigte mit Entſcheidung vom 


24. November 1880, 3. 12.471, auf die Reviſionsbeſchwerde des 


Klägers das Urtheil der erſten Inſtanz. Gründe: „In Folge des auf 
Grund der Statuten gefaßten Beſchluſſes der Bruderladevertretung hat 
der Kläger das Recht auf den Bezug einer jährlichen Penſion von 
259 fl. 68 kr. erworben, deſſen er nur in dem im 8 11 der Statuten 
bezeichneten Falle verluſtig werden kann. Daß ein ſolcher Fall, mit 
welchem nach $ 11 der Statuten der Verluſt der Penſion ver— 
bunden iſt, eingetreten ſei, wird von der geklagten Bruderſchaft nicht 
behauptet, ſondern gegen das Klagebegehren nur eingewendet, daß nach 


Zulaß des § 33 der Statuten, welcher eine Aenderung der Statuten 


nach den Beſchlüſſen der Verwaltung mit Zuziehung des Ausſchuſſes 
und Beſtätigung der Bergbehörde geſtattet, in der am 20. März 1878 
abgehaltenen Sitzung des Bruderladeausſchuſſes das normirte Ausmaß 
der Penſion, und zwar auch der bereits gewährten Penſionen, für die 
Dauer von zwei Jahren, nämlich für die Jahre 1878 und 1879, um 


40 p&t herabgeſetzt worden ſei, welcher Beſchluß von der Berghaupt— 


mannſchaft genehmigt wurde. Abgeſehen nun davon, daß dieſer Beſchluß 
der Bruderladeverwaltung keine Aenderung der Statuten, ſondern nur 
eine zeitweiſe Verfügung über eine beſchränkte Anwendung derſelben enthält, 
ſo kann derſelbe auch ſelbſt dann, wenn er als eine Aenderung der Statuten 


angeſehen werden wollte, auf bereits erworbene Rechte von keiner recht— 
Jahren 1878 und 1879 um 40 pCt. herabgemindert werden und wurde 


lichen Wirkung ſein, weil bereits erworbene Rechte durch einſeitige 
Beſchlußfaſſung des verpflichteten Theiles allein nicht aufgehoben oder 
eingeſchränkt werden können, der Kläger aber zu dieſer Aenderung weder 
ſelbſt ſeine Zuſtimmung gegeben hat, noch bei der Beſchlußfaſſung durch 
den Ausſchuß, welcher nach § 29 der Statuten nu? aus dem ganzen 


Arbeiterſtande, nicht aber auch aus den Penſioniſten gewählt wird, 


vertreten wurde, hiernach auch dem § 33 der Statuten keine ſolche 
Auslegung gegeben werden kann, woruach es geſtattet wäre, die einem 
penſionirten Arbeiter nach den Beſtimmungen der Statuten bereits zu— 
gemeſſene Penſion durch eine nachträgliche Aenderung der Statuten herab— 
zuſetzen.“ Ger.⸗Ztg. 


Geſetze und Verordnungen. 
1880. IV. Quartal. 


Reichsgeſetzblatt für die im Neichsrathe vertretenen Königreiche 
und Länder. 
XLVIII. Stück. Ausgeg. am 23. December. 

144. Kundmachung des Handelsminiſteriums vom 3. December 1880, be- 
treffend die Zulaſſung einer Zeiger-Brückenwage (Neigungswage) zum Abwägen 
von Eiſen bahn⸗Pafſagiergepäck zur Aichung und Stempelung. 

145. Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 10. December 1880, 
betreffend die Arzneitaxe für das Jahr 1-81. 

146. Verordnung des Juſtizminiſteriums vom 11. December 1880, be⸗ 


Wola Maknowska zu dem Sprengel des Bezirksgerichtes Mosciska in Galizien. 
147. Verordnung der Miniſterien der Finanzen und des Handels vom 
15. December 1880, betreffend die Ermächtigung einiger Aerarial-Poſtämter 
zur Abfertigung von Poſtſendungen im Gewichte von mehr als 2:5 Kilogr. in 
das Ausland ohne Intervention der Gefällsorgane. 
XLIX. Stück. Ausgeg. am 25. December. 
148. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 24. December 1880, womit die 


Beſtimmungen über die Hinausgabe neuer Banknoten zu 10 fl. ö. W. kundgemacht 
Statuten nicht binde, weil er kein Mitglied der Bruderlade ſei. Die 


werden. 
L. Stück. Ausgeg. am 29. December. 
149. Erlaß des Finanzminiſteriums vom 20. December 1880, betreffend 
Aenderungen in der Aufſtellung der Finanz⸗Inſpectoren im Küſtenlande. 
150. Geſetz vom 27. December 1880, betreffend die Forterhebung der 
Steuern und Abgaben, die Beſtreitung des Staatsaufwandes in der Zeit vom 
1. Jänner bis Ende März 1881, dann die Begebung von 14,500.000 fl. Obli⸗ 


gationen der in Noten verzinslichen, uicht rückzahlbaren einheitlichen St zatsſchuld. 


LI. Stück. Ausgeg. am 30. December. 
151. Gefetz vom 27. December 1880, betreffend Abänderungen der Er- 
werb⸗ und Einkommenſteuer-Geſetze und Vorſchriften in ihrer Anwendung auf 
Erwerbs- und Wirthſchafts⸗Genoſſenſchaften und Vorſchußcaſſen. 


Landes⸗Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum 
Oeſterreich unter der Enns. 
XVI. Stück. Ausgeg. am 14. October. 

17. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 30. September 1880, Z. 35.481, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Gebühren für die Aufnahme in den Verband der nachbenann⸗ 
ten Gemeinden. 

18. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 30. September 1880, Z. 35.481, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Auflagen auf den Beſitz von Hunden in nachbenannten 
Gemeinden. 

19. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 30. September 1880, Z. 35.482, betreffend die Bewilligung 
zur Trennung von Gemeinden. 

XVII. Stück. Ausgeg. am 11. Novembe. 

20. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 14. October 1880, Z. 37.601, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung einer Auflage auf den Beſitz von Hunden in der Gemeinde Kilb 
und einer Aufnahmsgebühr in der Gemeinde Aſpersdorf. 

21. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 29. October 1880, Z. 38.558, betreffend die Einhebung 
einer Gemeinde⸗Aufnahmsgebühr in der Gemeinde Gainfahrn. 

22. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Euns vom 31. October 1880, 3. 39.604, betreffend die Bewilligung 
zur Trennung der Ortsgemeinde Leopoldau und die Conſtituirung zweier ſelbſt— 
ſtändiger Ortsgemeinden mit den Namen „Leopoldau und Neu-Leopoldau mit 
Mühlſchüttel“. 

23. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
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| 33. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 25. November 1880, Z. 43.647, betreffend die Bewilligung 
zur Trennung der Kataſtralgemeinde Ober⸗Olberndorf von der Ortsgemeinde 
Stockerau und Conſtituirung derfelben als ſelbſtſtändige Ortsgemeinde. 

34. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 26. November 1880, Z. 43 648, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Gemeindeaufnahmsgebühren in den Gemeinden Gallbrunn, 
Maiſſau und Preinsbach. 

35. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 26. November 1880, Z. 43 867, betreffend die Einhebung einer 
Senkgruben⸗Räumungsgebühr in der Stadtgemeinde Mödling. 

36. Verordnung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 22. November 1880, 3. 42.054, betreffend den zur Be⸗ 
deckung der Koſten für die niederöſterreichiſche Handels- und Gewerbekammer im 
Jahre 1881 einzuhebenden Zufchlag zur Erwerb- und Einkommenſteuer. 


(Fortſetzung folgt.) 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Finanz⸗Oberinſpector im Küſtenlande Ernſt 
Steinhardt taxfrei den Titel und Charakter eines Finanzrathes verliehen. 
Seine Majeftät haben dem Polizeirathe der Prager Polizeidirection Johann 
Kreutzer anläßlich deſſen Penſionirung den Titel und Charakter eines Regie⸗ 
rungsrathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtät haben dem Bergverwalter Gottfried Freiherrn v. Stern- 
bach den Titel und Charakter eines Oberbergverwalters verliehen. 
Seine Majeftät haben dem Steuer-Oberinſpector in Pola Joſef Veli⸗ 
cogna das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 
Seine Majeftät haben dem in den Ruheſtand tretenden Bezirkscommifſär 
Elias Bühn den Titel eines kaiſerlichen Rathes taxfrei verliehen. 
Seine Majeſtat haben dem penſionirten Hilfsämterdirector der Innsbrucker 
| Statthalterei Franz Schmid das Ritterkreuz des Franz⸗Joſef⸗Ordens verliehen. 
Seine Majeftät haben den Ingenieuren Franz Tomsic, Johann Szeze⸗ 
paniak und Ludwig Mathiasko, und zwar Erſterem das goldene Verdienſt⸗ 
kreuz mit der Kron, den beiden Letzteren das goldene Verdienſtkreuz verliehen. 
Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Georg Lawory und Joſef Wolf, dann den Bezirks⸗ 


unter der Enns vom 31. October 1880, 8. 40.486, betreffend die Bewilligung commiffär Wenzl Nowak zu Bezirkshauptmännern in Böhmen ernannt. 


zur Einhebung einer Canaleinmündungsgebühr in der Gemeinde Hernals. 
XVIII. Stück. Ausgeg. am 26. November. 
24. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 


unter der Enns vom 10. November 1880, 3. 41.632, betreffend die Bewilligung 


zur Einhebung von Gemeindeumlagen für 1879 und 1880 in der Gemeinde 
Hoch⸗Neukirchen. 

25. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 11. November 1880, Z. 41.591, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Miethzinskreuzern in den nachbenannten Gemeinden. 

26. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 


unter der Enns vom 11. November 1880, 3. 41.634, betreffend die Bewilligung 


zur Einhebung von Gemeindeumlagen in den nachbenannten Gemeinden. 

27. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 11. November 1880, Z. 41.756, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Miethzinskreuzern in der Gemeinde Rodaun. 

28. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 12. November 1880, Z. 41.755, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung von Gemeindeumlagen in den nachbenannten Gemeinden. 

XIX. Stück. Ausgeg. an 7. December. 

29. Geſetz vom 25. October 1880 über die Außerkraftſetzunz des Geſetzes 
vom 3. Juni 1874, betreffend die Regulirung des Göllersbaches. 

30. Geſetz vom 29. October 1880, womit in Ausführung der 88 23 und 
38 des Reichsgeſetzes vom 11. Juni 1879, Nr. 93, Beſtimmungen zur Ver⸗ 
theilung und Erleichterung der Militäreinquartirungslaſt im Erzherzogthume 
Oeſterreich unter der Enns getroffen werden. 

31. Kundmachung des niederöſterreichiſchen Landesausſchuſſes vom 16. No⸗ 
vember 1880, Z. 22.884, in Betreff der Feſtſtellung der zu erſetzenden Verpflegs⸗ 
koſten ſür die auf Grund des Landesgeſetzes vom 25. October 1868, in Zwangs⸗ 
arbeitsanſtalten angehaltenen gemeinſchädlichen Perſonen. 

XX. Stück. Ausgeg. am 10. December. 

32. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
unter der Enns vom 25. November 1880, 3. 43.645, betreffend die Bewilligung 
zur Einhebung einer Gebühr für die Aufnahme in den Gemeindeverband in der 
Gemeinde Pfaffftätten. 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


Verantwortlicher Redaeteur: A. Heilmann. 


| Der Minifter für Cultus und Unterricht hat den Dr. Leo Cyfrowicz 


zum Univerſitätsſecretär an der Krakauer Univerſität ernannt. 
Der Finanzminiſter hat den Adjuncten der Prager Landeshauptcaſſe 
| Jacob Mann zum Hauptcaſſier bei dieſer Caſſe ernannt. 


Erledigungen. 


Secundararztesſtelle im St. Johannesſpitale in Salzburg mit 600 fl. 
Adjutum nebſt freier Wohnung, bis 16. Mai. (Amtsbl. Nr. 80.) 


| Soeben iſt erſchienen im Verlage der Buchhandlung Moritz Perles, 
Wien, I., Bauernmarkt 11: 


Deſterreichiſche Zuſtizgeletze 
mit Erläuterungen aus der oberſtgerichtlichen Rechtsſprechung 


von Dr. Leo Geller. 


Ein ſtarker Band von 124 Bogen auf Draht geheftet, elegant und dauerhaft in 

Halbfranz gebunden. Preis 6 fl. 80 kr., broſchirt 6 fl. 

| Inhalts-Ueberſicht: 

Verfaſſungs- und Staatsgrundgeſetze; Civilrechtsgeſetze: Allgemei⸗ 
nes bürgerliches Geſetzbuch, Reichs- und Landesgeſetze über Waſſerrecht, 
Privilegiengeſetz. Marken- und Muſterſchutzgeſetz ꝛc. ꝛc. 

Handelsrechtsgeſetze: Wechſelordnung, Handelsgeſetzbuch, Vereins-, Genoſſen⸗ 
ſchaſts⸗, Börſegeſetz, Vorſchriften über Verſicherungsanſtalten ꝛc. ꝛc. 

Geſetze, betreffend die freiwillige Gerichtsbarkeit: Notariatsordnung, 
Geſetz über Verfahren außer Streitſachen, Grundbuchsgeſetz ꝛc. ꝛc. 

Civilproceßgeſetze: Gerichtsverfafſungs⸗ und Jurisdictionsgeſetze, Allgemeine 
und weſtgaliziſche Gerichtsordnung nebſt den Geſetzen über die beſonderen 
Proceßarten, Concursordnung dc. ꝛc. 

Strafaeſetz, Preßgeſetz, Strafproceßordnung ſammt vollſtändigen No⸗ 
vellen. 

Die gründliche, gewiſſenhafte Arbeit verdient, daß ihr allgemeinſte 
Verbreitung zu Theil wird, welch' letztere auch durch den außergewöhnlich billig 
geſtellten Preis (124 Bogen compreſſen aber deutlichen, leicht lesbaren Druckes 
incluſive dauerhaften Einbandes 6 fl. 80 kr.) ermöglicht wird. 


Hiezu als Beilage: Bogen 3 der Erkennt⸗ 
niſſe des k. k. Verwaltungsgerichtshofes. 


Für den Druck verantwortlich C. Gruß. 


